
 
- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 5 R 512/06 B 

 

 

 
................................, 
 
 

Klägerin, Antragstellerin und  
Beschwerdeführerin, 

 
Prozessbevollmächtigte:   .............................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Februar 2007 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  D r e h e r ,   den Richter   Dr.  N e u h a u s   und 

die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r 

beschlossen: 

 

Der Antrag der Klägerin, ihr für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht- 

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg  

vom 18. August 2006 Prozesskostenhilfe zu bewilligen und Rechtsanwältin M. 

F.          beizuordnen, wird abgelehnt. 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im vorge- 

nannten Urteil wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 18. August 2006 hat das Landessozialgericht Berlin-Brandenburg (LSG) einen 

Anspruch der Klägerin auf Gewährung einer Rente wegen voller, hilfsweise wegen teilweiser 

Erwerbsminderung, weiter hilfsweise wegen teilweiser Erwerbsminderung bei Berufsunfähigkeit 

im Wesentlichen mit der Begründung verneint, die Klägerin sei noch in der Lage, mindestens 

sechs Stunden täglich unter den üblichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts er-

werbstätig zu sein. Berufsunfähigkeit liege nicht vor, weil die Klägerin ihre zuletzt ausgeübte 

Tätigkeit als Bürohilfskraft mit dem festgestellten Leistungsvermögen ausüben könne.  

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem Urteil hat die Klägerin beim Bundessozialge-

richt (BSG) Beschwerde eingelegt. Sie beruft sich auf das Vorliegen von Verfahrensmängeln iS 

von § 160 Abs 2 Nr 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Für die Durchführung des Beschwerdever-

fahrens hat die Klägerin die Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechts-

anwältin M.        F.        beantragt.  

 

Der Antrag auf Bewilligung von Prozesskostenhilfe unter Beiordnung von Rechtsanwältin 

M.        F.           ist abzulehnen. 

 

Voraussetzung für die Bewilligung von Prozesskostenhilfe und die damit verbundene Beiord-

nung eines Rechtsanwalts ist gemäß § 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung, 

dass die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Aussicht auf 

Erfolg bietet. Dies ist nicht der Fall.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil keiner der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufgeführten Zulassungs-

gründe ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den 

Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargelegt werden. 

Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG 

ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die 

Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG 

kann der geltend gemachte Verfahrensmangel auf eine Verletzung des § 103 SGG nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. 
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Bei der Rüge eines Verstoßes gegen § 103 SGG muss die Beschwerdebegründung folgende 

Punkte enthalten: (1) Bezeichnung eines für das Revisionsgericht ohne weiteres auffindbaren 

Beweisantrags, dem das LSG nicht gefolgt ist, (2) Wiedergabe der Rechtsauffassung des LSG, 

auf Grund deren bestimmte Tatfragen als klärungsbedürftig hätten erscheinen müssen, 

(3) Darlegung der von dem betreffenden Beweisantrag berührten Tatumstände, die zu weiterer 

Sachaufklärung Anlass gegeben hätten, (4) Angabe des voraussichtlichen Ergebnisses der un-

terbliebenen Beweisaufnahme und (5) Schilderung, dass und warum die Entscheidung des 

LSG auf der angeblich fehlerhaft unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann, das LSG 

mithin bei Kenntnis des behaupteten Ergebnisses der unterlassenen Beweisaufnahme von 

seinem Rechtsstandpunkt aus zu einem anderen, dem Beschwerdeführer günstigeren Ergebnis 

hätte gelangen können (BSG SozR 4-1500 § 160a Nr 3 mwN). Diesen Erfordernissen wird die 

Beschwerdebegründung nicht gerecht.  

 

Die Klägerin hat bereits keinen Beweisantrag aufgezeigt, den sie bis zuletzt aufrechterhalten 

habe. Selbst wenn man zugunsten der im vorinstanzlichen Verfahren nicht sachkundig vertrete-

nen Klägerin davon ausgehen möchte, mit ihrem Hinweis in dem Schriftsatz vom 25. April 2005 

auf die bei ihr bestehende Harninkontinenz habe sie das LSG zur weiteren Beweiserhebung 

über die Auswirkungen dieser Harninkontinenz auf ihr Leistungsvermögen bewegen wollen, so 

hat sie nicht dargelegt, dass sie diesen so verstandenen Antrag bis zuletzt aufrechterhalten 

habe. Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren Warnfunktion und will der Tat-

sacheninstanz vor der Entscheidung vor Augen führen, dass der Antragsteller die gerichtliche 

Aufklärungspflicht noch nicht als erfüllt ansieht. Wird ein Beweisantrag in einem vorbereitenden 

Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS von § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG übergangen 

worden, wenn aus den näheren Umständen zu entnehmen ist, dass er in der maßgebenden 

mündlichen Verhandlung nicht mehr weiterverfolgt wurde (vgl hierzu BSG SozR 3-1500 § 160 

Nr 35 mwN). Hierzu hat die Klägerin nichts vorgetragen. Sie weist zwar auf die entsprechenden 

Beweisanregungen in dem Schriftsatz vom 25. April 2005 hin, doch hat das LSG erst am 

18. August 2006 über die Berufung entschieden. Dass die Klägerin in der Zwischenzeit und 

insbesondere bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung weiter auf der von ihr für erforder-

lich gehaltenen Sachaufklärung bestanden habe, wird in der Beschwerdebegründung nicht aus-

geführt. Zudem fehlt es auch an der erforderlichen Sachverhaltsdarstellung, welche Ermittlun-

gen ggf vom LSG in dieser Zeit noch vorgenommen wurden und inwieweit sich damit die Be-

weisanregung auf Abklärung der Auswirkungen der Harninkontinenz noch nicht erledigt hatte. 

Schließlich enthält die Beschwerdebegründung auch keine näheren Ausführungen dazu, dass 

das angefochtene Urteil auf der unterbliebenen Beweiserhebung beruhen könne. 

 

Die von der Klägerin gerügte Verletzung ihres Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs 

(§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 Grundgesetz) liegt vor, wenn das Gericht seiner Pflicht, das Vorbrin-

gen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und in seine Erwägungen einzubeziehen, nicht 

nachgekommen ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder sein Urteil auf 
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Tatsachen und Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht haben äußern 

können (vgl BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19). Dementsprechend sind insbesondere 

Überraschungsentscheidungen verboten (vgl dazu Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, 

SGG, 8. Aufl 2005, § 62 RdNr 8a, 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden 

Revisionszulassungsgrundes ist nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu 

bezeichnen, sondern auch darzutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und 

inwiefern die angefochtene Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). 

Auch diesen Anforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Mit der Beschwerdebegründung wird zwar eine Verletzung dieses Grundsatzes behauptet, 

doch ergeben sich aus den diesbezüglichen Ausführungen keine Hinweise darauf, durch 

welches Verhalten das LSG den Anspruch der Klägerin auf Wahrung rechtlichen Gehörs 

verletzt haben könnte. Im Kern rügt die Klägerin die - vermeintliche - Unrichtigkeit des 

Berufungsurteils bzw die vom LSG vorgenommene Beweiswürdigung insbesondere bezüglich 

der Feststellungen zur Wertigkeit des bisherigen Berufs. Auf diese Gründe kann aber eine 

Nichtzulassungsbeschwerde nach dem eindeutigen Wortlaut des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG nicht 

gestützt werden.  

 

Die nicht formgerecht begründete Beschwerde ist gemäß § 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm 

§ 169 SGG durch Beschluss ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter zu verwerfen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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